
1 
 

Satzung der Stadt Meinerzhagen 
 

über die Festsetzung und Erhebung von Elternbeiträgen für die 
Teilnahme an außerunterrichtlichen Angeboten im Rahmen der 

offenen Ganztagsschule im Primarbereich 
 

(Elternbeitragssatzung OGS) vom 08.07.2026 
 

 

Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 i.V.m. 41 Abs. 1 Buchst. f der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW), des § 2 Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. S. 712) sowie des § 9 
Abs. 3 des Schulgesetzes für das Land Nordrhein- Westfalen (Schulgesetz NRW – SchulG) 
vom 15.02.2005 (GV. NRW. S. 102) i.V.m. § 51 Abs. 5 des Gesetzes zur frühen Bildung und 
Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) vom 03.12.2019 (GV. NRW. S. 894), 
in der jeweils gültigen Fassung, hat der Rat der Stadt Meinerzhagen in seiner Sitzung am 
22.06.2026 folgende Satzung beschlossen:    

 
 

§ 1 Allgemeines, Geltungsbereich 
 

(1) Die Stadt Meinerzhagen stellt im Rahmen des Konzepts „Offene Ganztagsschule im 
Primarbereich“ an allen Grundschulen außerunterrichtliche Angebote an den 
Unterrichtstagen und an unterrichtsfreien Tagen (bewegliche Ferientage), 
ausgenommen drei Wochen in den Sommer- und eine Woche in den 
Weihnachtsferien, zur Verfügung. Die Angebote erfolgen auf der Grundlage des 
gemeinsamen Runderlasses des Ministeriums für Schule und Bildung und des 
Ministeriums für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration vom 
02.07.2024, in der zurzeit gültigen Fassung und umfassen: 

a) die Offene Ganztagsschule „OGS“ (einschließlich Ferienbetreuung)  

b) die Kurzbetreuung bis max. Ende der sechsten Schulstunde (mit hinzubuchbarer 
Ferienbetreuung)                                                                                                                                  

(2) Ein Rechtsanspruch auf Teilnahme an den außerunterrichtlichen Angeboten besteht 
für die ab dem Schuljahr 2026/2027 einzuschulenden Kinder. Für die Kurzbetreuung 
werden nur Schüler/innen aufgenommen, soweit freie Kapazitäten vorhanden sind. 
Über die Aufnahme entscheidet der Schulträger in Absprache mit der jeweiligen 
Schulleitung. 

(3) Diese Satzung regelt die Festsetzung und die Erhebung von Elternbeiträgen für die 
Inanspruchnahme an außerunterrichtlichen Angeboten im Rahmen der offenen 
Ganztagsschulen der Stadt Meinerzhagen. 
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§ 2 Teilnahme, Betreuungsumfang, Vertragsdauer 
 

(1) Die Teilnahme an den Ganztags- und Betreuungsangeboten ist freiwillig. Sie ist 
schriftlich bei der Stadt Meinerzhagen zu beantragen und bindet nach Abschluss eines 
Betreuungsvertrages mit dem Schulträger bis zum Ende des Schuljahres (31.07.). 
 

(2) Der Betreuungsumfang richtet sich nach der gewählten Betreuungsform sowie den 
geltenden Bestimmungen des abzuschließenden Betreuungsvertrages. Eine 
Verpflichtung zur regelmäßigen Teilnahme an der Kurzbetreuung besteht nicht.  
 

(3) Die Anmeldung hat spätestens bis zum Beginn des gesetzlichen Schuljahres (01.08.) 
zu erfolgen. Eine Anmeldung während des Schuljahres ist nur in Ausnahmefällen (z.B. 
Zuzug, pädagogische Notwendigkeit) und bei freien Kapazitäten nach Abstimmung 
möglich. Hierüber bestimmt im Einzelfall der Schulträger. Der Vertragsabschluss löst 
eine Beitragspflicht nach dieser Satzung aus. 
 

(4) Mit der Anmeldung bzw. mit Vertragsabschluss erkennen die Beitragspflichtigen die 
Satzung und die Vertragsbedingungen des Betreuungsvertrages an. 

 
(5) In Absprache mit der jeweiligen Schulleitung kann das OGS-Personal an den 

pädagogischen Ganztagen der Schule teilnehmen.  
 

§ 3 Ferienbetreuung 
 

(1) An der Ferienbetreuung und/oder an der Betreuung an beweglichen Ferientagen kann 
nur teilgenommen werden, sofern ein Betreuungsvertrag mit der Stadt Meinerzhagen als 
Schulträger abgeschlossen wurde. Ein Vertragsabschluss für die ausschließliche 
Teilnahme in der Ferienbetreuung und/oder an beweglichen Ferientagen ist nicht 
möglich. 

(2) Die Ferienbetreuung findet grundsätzlich für die drei Grundschulen gebündelt statt. In 
den Sommerferien findet in den ersten beiden Wochen eine Betreuung in der 
Grundschule Auf der Wahr und in den letzten beiden Wochen in der Grundschule Am 
Kohlberg statt. Die Grundschule Valbert betreut die letzten dreieinhalb Wochen der 
Sommerferien separat, ehe alle drei Schulen die letzten beiden Tage der 
Sommerferienbetreuung an ihrem eigenen Standort durchführen.                                            
Die Betreuung der Herbstferien findet für alle Schulen in der Grundschule Auf der Wahr 
statt, die letzte Woche der Weihnachtsferien sowie die erste Woche der Osterferien 
werden an der Grundschule Am Kohlberg betreut. Die zweite Woche der Osterferien wird 
durch die Grundschule Valbert betreut.  

Von dieser Regelung kann in Absprache mit der Schulleitung (z.B. bei Baumaßnahmen) 
abgewichen werden. 

(3) Für die Anmeldung zur Ferienbetreuung führen die jeweiligen Standorte der offenen 
Ganztagsschulen der Stadt Meinerzhagen Bedarfsabfragen durch. Bei der Anmeldung 
sind die durch den Betreuungsträger festgesetzten Anmeldefristen zu beachten, eine 
Teilnahme über die Anmeldefrist hinaus ist nur nach Absprache zwischen dem 
Betreuungsträger, der Schulleitung und dem Schulträger möglich.                                                                      
Die Anmeldung zur Ferienbetreuung kann grundsätzlich nur wochenweise 
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vorgenommen werden, eine tageweise Anmeldung ist mit Ausnahme der beweglichen 
Ferientage nicht möglich. 

(4) Die Teilnahme an der Ferienbetreuung sowie an beweglichen Ferientagen sind für 
Kinder der OGS mit der Beitragshöhe abgegolten. Wird die Ferienbetreuung der OGS 
nicht in Anspruch genommen, entsteht hierdurch kein Anspruch auf Reduzierung oder 
anteilige Erstattung der Elternbeiträge. Die Beiträge für Teilnehmende der 
Kurzbetreuung richten sich nach der Anlage dieser Satzung. Die Beiträge für die 
hinzubuchbare Ferienbetreuung bzw. beweglichen Ferientage für Kinder der 
Kurzbetreuung werden bei erfolgter Anmeldung fällig und sind auch ohne Teilnahme zu 
entrichten. 

 
§ 4 Beendigung, Kündigung, Ausschluss 

 

(1) Die Vertragslaufzeit verlängert sich automatisch jeweils um ein Schuljahr, solange das 
Kind die Schule besucht und die Teilnahme nicht jeweils bis zum 31.05. schriftlich ggü. 
dem Schulträger gekündigt wird. Der Vertrag endet ohne Kündigung spätestens mit 
Ablauf der Grundschulzeit. 

(2) Eine vorzeitige unterjährige Abmeldung eines Kindes ist außer bei Schulwechsel nur 
dann möglich, wenn der Platz im Folgemonat wieder neu besetzt werden kann. Die 
Kündigung ist elektronisch oder schriftlich dem Schulträger anzuzeigen.  

(3) Ein Kind kann von der Teilnahme an außerunterrichtlichen Angeboten der offenen 
Ganztagsschule nach Absprache zwischen der Schulleitung, dem Betreuungsträger 
und der Stadt Meinerzhagen ausgeschlossen werden, insbesondere wenn  

- das Kind durch sein Verhalten sich selbst und andere erheblich gefährdet, 
- die Beitragspflichtigen ihren Zahlungsverpflichtungen trotz zweifacher Mahnung 

nicht nachkommen, 
- die Angaben, die zur Aufnahme des Kindes geführt haben, unvollständig oder 

unrichtig waren bzw. sind, 
- das Angebot der OGS nicht regelmäßig wahrgenommen wird, 
- die erforderliche Zusammenarbeit mit den Beitragspflichtigen von diesen nicht 

mehr möglich gemacht wird. 
 

Der Ausschluss erfolgt durch Kündigung des Betreuungsvertrages zum 
nächstmöglichen Monatsende. Die Beitragspflicht endet im Falle der 
außerordentlichen Kündigung mit Ablauf des Monats. 

 
(4) Wird die regelmäßige Teilnahme an außerunterrichtlichen Angeboten der offenen 

Ganztagsschule infolge einer schweren Erkrankung unmöglich oder ist davon 
auszugehen, dass sich der weitere regelmäßige Besuch nachteilig auf den 
Genesungsprozess auswirkt, kann der Betreuungsvertrag im gegenseitigen 
Einvernehmen zwischen der Schulleitung, dem Betreuungsträger, den 
Beitragspflichtigen und der Stadt Meinerzhagen zum nächstmöglichen Monatsende 
aufgelöst werden. Die endgültige Entscheidung trifft hierbei der Schulträger. 
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§ 5 Gegenstand, Fälligkeit und Erhebung der Elternbeiträge 
 

(1) Für die Teilnahme an den außerunterrichtlichen Angeboten einer offenen 
Ganztagsschule haben die Beitragspflichtigen im Sinne des § 6 dieser Satzung einen 
Elternbeitrag zu entrichten, der als Jahresbetrag festgesetzt und in monatlichen 
Teilbeträgen fällig wird. 
 

(2) Beitragszeitraum ist das gesetzliche Schuljahr (1. August – 31. Juli). 
Wird ein Kind im Laufe des Schuljahres aufgenommen oder abgemeldet, wird der 
Elternbeitrag anteilig jeweils für den vollen angefangenen Monat erhoben. 
 

(3) Die Elternbeiträge werden von der Stadt Meinerzhagen durch schriftlichen Bescheid 
festgesetzt und sind jeweils zum Monatsersten fällig. Die Stadt Meinerzhagen ist 
berechtigt, sich bei der Erhebung Dritter zu bedienen. 
 

(4) Ein Anspruch auf Erstattung oder teilweise Erstattung des Elternbeitrages infolge 
Nichtinanspruchnahme (z.B. bei Krankheit) besteht nicht. 
 

(5) Abweichend von Absatz 4 kann der Schulträger im Rahmen eines pflichtgemäßen 
Ermessens auf Antrag von der Erhebung des Beitrages absehen, wenn 
außerordentliche Umstände des Einzelfalls, wie z.B. bei einer langfristigen und 
stationären Behandlung des Kindes und der damit verbundenen reduzierten 
Teilnahme am Schulunterricht von mehr als 4 Wochen, dies rechtfertigen. 
Entsprechende Nachweise sind dem Antrag beizufügen.  
 

(6) In dem Elternbeitrag sind die Kosten für die Mittagsverpflegung im Rahmen des 
Angebotes der OGS nicht enthalten. Diese werden von dem Träger der OGS separat 
erhoben. Die tägliche Teilnahme am Mittagessen ist Bestandteil des Gesamt-
konzeptes des Trägers und ist verpflichtend. 
 

(7) Das Betreuungsangebot der Kurzbetreuung beinhaltet grundsätzlich keine Mittags-
verpflegung und kann nicht hinzugebucht werden. 
 

(8) Wird das Betreuungsangebot aufgrund von höherer Gewalt, Pandemie oder anderer 
Gründe länger als 4 Wochen durchgehend nicht aufrechterhalten, kann der 
Schulträger in eigenem Ermessen die betroffenen monatlichen Elternbeiträge ganz 
oder teilweise erlassen. Ein grundsätzlicher Anspruch hierauf besteht nicht. 

 
 

§ 6 Beitragspflichtige 
 

(1) Beitragspflichtig sind Eltern, Erziehungsberechtigte und rechtlich gleichgestellte 
Personen, mit denen das Kind zusammenlebt. Lebt das Kind überwiegend mit nur 
einem Elternteil oder Erziehungsberechtigten und dessen Partner, bzw. einer den 
Eltern gleichgestellten Person zusammen, so tritt diese/r an die Stelle der Eltern bzw. 
der Erziehungsberechtigten und der den Eltern gleichgestellten Person. 
Darunter fallen insbesondere die Eltern bzw. die Elternteile, mit denen das Kind 
zusammenlebt und ein Elternteil und dessen Ehegatte oder Ehegattin, Partner oder 
Partnerin in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft oder eheähnlichen 
Gemeinschaft, mit denen das Kind zusammenlebt. 
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Tragen beide Elternteile die Sorge (Sorgerecht) für das Kind, im sog. paritätischen 
Wechselmodell, so sind die Einkünfte beider Eltern bei der Beitragserhebung zu 
berücksichtigen. 
 

(2) Wird bei Vollzeitpflege gem. § 33 Sozialgesetzbuch VIII den Pflegeeltern ein 
Kinderfreibetrag gem. § 32 Einkommenssteuergesetz gewährt oder Kindergeld 
gezahlt, treten die Pflegeeltern an die Stelle der Eltern.  
 

(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 

(4) Nicht gezahlte Beiträge unterliegen der Beitreibung im Verwaltungsvollstreckungs-
verfahren. 

 
 

§ 7 Bemessungsgrundlage, Beitragshöhe 
 

(1) Die Beitragspflichtigen werden entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
herangezogen. Maßgeblich ist das Einkommen. 
 

(2) Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die Summe der positiven Einkünfte der Eltern 
oder der rechtlich gleichgestellten Person im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des 
Einkommensteuergesetzes. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten 
und mit Verlusten des zusammenveranlagten Ehegatten ist nicht zulässig. Dem 
Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen 
sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen, 
insbesondere auch Leistungen nach dem SGB II/XII, für die Eltern und das Kind, für 
das der Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. Das Kindergeld nach dem 
Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften ist zum Einkommen nicht 
hinzuzurechnen. Das Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 
(BEEG) ist erst ab dem in § 10 BEEG der jeweils gültigen Fassung genannten Betrag 
beim Einkommen zu berücksichtigen. 

 

(3) Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der 
Ausübung eines Mandats und steht ihm aufgrund dessen für den Fall des 
Ausscheidens eine lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung 
zu oder ist er in der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem 
nach Absatz 2 ermittelten Einkommen ein Betrag von 10 v.H. der Einkünfte aus diesem 
Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen. 
Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 
Einkommensteuergesetz zu gewährenden Freibeträge abzuziehen. 
 

(4) Maßgebend für die Ermittlung des Elternbeitrages ist das Einkommen des 
vorangegangenen Kalenderjahres.  
 

(5) Abweichend von Absatz 4 ist das Zwölffache des Einkommens des letzten Monats 
zugrunde zu legen, wenn es voraussichtlich auf Dauer höher oder niedriger ist als das 
Einkommen des vorangegangenen Kalenderjahres. Wird das Zwölffache des 
Einkommens des letzten Monats zugrunde gelegt, so sind auch Einkünfte 
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hinzuzurechnen, die zwar nicht im letzten Monat bezogen wurden, aber im laufenden 
Jahr anfallen.  
 

(6) Sind die Bemessungsgrundlagen nicht festzustellen, kann der Elternbeitrag vorläufig 
festgesetzt werden. Die endgültige Festsetzung erfolgt, sobald das Festsetzungs-
hindernis beseitigt ist. Bis zur Bekanntgabe eines neuen Festsetzungsbescheides 
(Berichtigungsbescheid) ist der Elternbeitrag über das Schuljahr hinaus zu den 
gleichen Fälligkeitsterminen unverändert zu entrichten.  
 

(7) Änderungen des für die Festsetzung des Elternbeitrages notwendigen Einkommens 
sind unverzüglich anzugeben. 
 

(8) Der Elternbeitrag ist ab dem Kalendermonat nach Eintritt einer Änderung und 
vollständiger Einreichung der Einkommensnachweise neu festzusetzen. 
 

(9) Im Fall des § 6 Absatz 2 (Pflegeeltern im Rahmen des § 33 Sozialgesetzbuch VIII) 
dieser Satzung ist ein Elternbeitrag zu zahlen, der sich nach der Anlage zu dieser 
Satzung für die dritte Einkommensgruppe ergibt, es sei denn, das nachgewiesene 
Einkommen ist der ersten oder zweiten Einkommensgruppe zuzuordnen. 
 

(10) Die Höhe des Beitrages für die Kurzbetreuung wird unabhängig von dem Einkommen 
der Beitragspflichtigen einheitlich festgesetzt. 
 

(11) Die Höhe der Beiträge ergibt sich aus der Anlage zu dieser Satzung. Die Anlage ist 
Bestandteil dieser Satzung. 

 
 

§ 8 Ermäßigung 
 

(1) Der Elternbeitrag für die Angebote Offene Ganztagsschule und Kurzbetreuung wird ab 
dem zweiten Kind im Bereich der Stadt Meinerzhagen um die Hälfte ermäßigt und wird 
auch bei der hinzubuchbaren Ferienbetreuung gewährt. 
 

(2) Ein schriftlicher Antrag für die Ermäßigung beim Besuch von mehr als einem Kind einer 
Familie (Geschwisterrabatt) ist nicht erforderlich. 
 

(3) Die Ermäßigung bei Geschwisterkindern beginnt ab dem Datum des Vertragsbeginns 
für das Geschwisterkind/die Geschwisterkinder und gilt längstens bis zum Ende eines 
Betreuungsvertrages für ein oder mehrere Geschwisterkinder. 

 
 
§ 9 Auskunfts- und Anzeigepflichten 

 
(1) Zur Feststellung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit im Sinne des § 7 Abs. 1 dieser 

Satzung sind die Beitragspflichtigen gemäß § 6 dieser Satzung während der gesamten 
Vertragslaufzeit verpflichtet, Veränderungen in den wirtschaftlichen und persönlichen 
Verhältnissen, die für die Bemessung des Elternbeitrages maßgeblich sind, 
unverzüglich mitzuteilen.  



7 
 

Eine Ermittlung des Elternbeitrages entfällt, wenn und solange sich die 
Zahlungspflichtigen schriftlich der höchsten Einkommensgruppe zuordnen. 

 
(2) Kommen die Beitragspflichtigen ihren Auskunfts- und Anzeigepflichten nicht oder nicht 

in ausreichendem Maße durch Vorlage der geforderten Nachweise/Belege nach, wird 
im Sinne des § 7 Abs. 6 dieser Satzung vorläufig der höchste Beitrag festgesetzt.  

 
(3) Unabhängig von den Auskunfts- und Anzeigepflichten ist die Stadt Meinerzhagen 

berechtigt, die wirtschaftlichen und persönlichen Verhältnisse der Beitragspflichtigen 
jährlich zu überprüfen. 
 

(4) Änderungen wie z.B. in der Sorgeberechtigung oder beim Wohnortwechsel sind dem 
Schulträger ebenfalls unverzüglich mitzuteilen. 

 
§ 10 Inkrafttreten  

 
Diese Satzung tritt am 01.08.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 20.04.2023 
außer Kraft.   
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Anlage zur Satzung der Stadt Meinerzhagen über die Festsetzung und Erhebung von 
Elternbeiträgen für die Teilnahme an außerunterrichtlichen Angeboten offener 
Ganztagsschulen im Primarbereich (Elternbeitragssatzung OGS). 
 
 
Beiträge zu § 1 Abs. 1 Buchst. a (Offene Ganztagsschule „OGS“) 
 

 
Stufe 

 
Einkommensgruppe mit einem 

Jahreseinkommen (Brutto) 

 
 Beitragshöhe/Monat 

ab 01.08.2026 

 
1 

 
      bis zu  17.000 € 

 
            30,00 € 

 
2 

 
      bis zu  25.000 € 

 
            40,00 € 

 
3 

 
        bis zu 50.000 € 

 
            70,00 € 

 
4 

 
bis zu 75.000 € 100,00 € 

 
5 

 
bis zu 100.000 € 125,00 € 

 
6 über 100.000 € 140,00 € 

 
 

Beiträge zu § 1 Abs. 1 Buchst. b (Kurzbetreuung) 

         Beitragshöhe ab 01.08.2026 

Kurzbetreuung:          55,00 € / Monat  

 

Der Kurzbetreuung hinzubuchbare       

Ferienbetreuung:                   40,00 € / Woche 

bewegliche Ferientage:            8,00 € / Tag 

 
 
 


